
IV Zivile

Konzepte

IV-1 Wer hat

ein Konzept?

Anhand von verschiedenen soge
nannten Akteuren der Politik haben

wir in den ersten drei Abschnitten

gezeigt, wer mit welchen Mitteln zivile
Konfliktbearbeitung betreiben könnte.
Das Konzept der kollektiven Sicherheit
in der Charta der Vereinten Nationen

funktioniert nicht, solange die Groß
mächte nicht freiwillig auf Macht
verzichten; was im Rahmen der OSZE
ausgehandelt wurde, folgt keinem
großen Konzeptentwurf, sondern ist
ein Kompromiß zwischen den Interes
sen der vielen beteiligten Staaten -
soweit die kritische Zustands-

beschreibung.

Die Basisgruppen (NRO's) handeln
unabhängig von oder in kritischer
Distanz zu der Politik der Regierun
gen, selbst untereinander wenig
koordiniert, spontan auf Kriege
reagierend, ohne Wissen von früher
gemachten Erfahrungen (Vgl. 11-1)
und mit viel zu geringen Mitteln. Ein
übergreifendes Konzept für alle Hand
lungsebenen wird zwar gefordert, gibt
es aber nicht.(,)

Die Forscherinnen widmen sich

Teilbereichen, in der Literatur gibt es
unterschiedliche Auflistungen von
„Konzepten", „Instrumenten" und

42

„Methoden" der Konfliktbearbeitung.
Organisationen und Gruppierungen
der Friedensbewegung verfassen
Programme, Forderungskataloge
oder Positionspapiere. Die einen wie
die anderen erzielen keine große
öffentliche Wirkung.

Daher abschließend einige konzep
tionelle Überlegungen und eine
kritische Darstellung von Methoden,
die nicht einzelnen Handlungsebenen
(Akteuren) zuzuordnen sind.

IV-2 Entmilita

risierung und
Rechtsordnung

Zivile Konfliktbearbeitung muß gegen
die traditionelle Bereitschaft zur krie

gerischen Gewaltanwendung durch
gesetzt werden. In der Agenda für
den Frieden wurden Rüstungskontrol
le und die Schaffung entmilitarisierter
Zonen als präventive Maßnahmen
vorgeschlagen (1-1-3). Entmilitarisie
rung als übergreifendes Konzept muß
am Bewußtsein ansetzen - der Macht

haber wie der Bevölkerung. Das be
deutet Informations-, Öffentlichkeits-
und Medienarbeit zum Abbau von

Feindbildern und zur Verbreitung der
Kenntnis der Möglichkeiten aktiver
Gewaltfreiheit. Entmilitarisierung be-



deutet auch politische Überzeugungs
arbeit für allgemeine Abrüstung -
nicht nur in den Krisengebieten, und
nicht erst dann, wenn ein Krieg droht.
Die allgemeine Abrüstung und der
Aufbau einer überstaatlichen Rechts

ordnung zur friedlichen Beilegung
von Streitigkeiten war letztlich das
hundert Jahre alte Konzept des bür
gerlichen Pazifismus.121

Es ist nicht gescheitert, es geriet mit
zunehmenden zeitlichen Abstand von

den Weltkriegen wieder in Vergessen
heit. Es enthält andererseits keine

Aussage über Konfliktregulierung in
innerstaatlichen Konflikten und keine

Vorschläge für die gewaltfreie Einmi
schung von Bürgergruppen.

Ein Konzept der „Entmilitarisierung"
kann glaubwürdig nur von Basisgrup
pen (NRO's, Friedensorganisationen)
vertreten werden, nicht von Staaten

oder Staatengruppen, die ihre Macht
letztlich auf Militärmacht stützen. Mit

dem Aufbau und Ausbau zwischen

staatlicher Einrichtungen wie z. B. der
OSZE (Vgl. Kap I) beschäftigen sich
heute die Experten in Friedensfor
schungsinstituten. Der Zusammen
hang mit der pazifistischen Utopie der
allgemeinen und vollständigen
Abrüstung ging aber zwischenzeitlich
verloren.

Gemeinsame Sicherheit kann nicht

funktionieren in einer Welt hoch

gerüsteter Nationalstaaten. Der
Übergang „vom Recht des Stärkeren
zur Stärke des Rechts"13' scheitert am

Beharrungsvermögen des militäri
schen Machtdenkens. Der organisier
te Pazifismus ist zu schwach, um ein
überzeugendes Gesamtkonzept für
Entmilitarisierung und kollektive
Sicherheit, das heißt für eine OSZE
ohne militärische Mittel, vorlegen
oder gar durchsetzen zu können.141

Anmerkungen
" Vgl. Norbert
Ropers: Vgl. „Multi-
Track-Diplomacy" in:
Präventive Diploma
tie, Wissenschaft und
Frieden 4/95

?) Guido Grünewald:
Nieder die Waffen!

Hundert Jahre

Deutsche Friedens

gesellschaft. Bremen
1992 (Donat Verlag)
Bezug über Helmut-
Michael-Vogel
Bildungswerk.
J) Unter diesem Leit
motiv veröffentlichte

das Institut für Frie

densforschung und
Sicherheitspolitik an
der Universität Ham

burg (IFSH) eine Reihe
von Studien, zuletzt
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unter dem Titel „Europäische Sicherheitsge
meinschaft" ein Modell für Sicherheit in Euro

pa. Texteder Stiftung Entwicklung und Frieden,
Bonn 1995.

11 DFG-VKBaden-Württemberg:"Pazifistisches
Thesenpapier", Stuttgart 1996, Bezug: Pazifix.

IV-3 Prävention

durch Frühwar

nung

Im Oktober 1992 wies International

Alert (Vgl. 11-2-1) darauf hin, daß sich
in Tschetschenien ein außerordentlich

brisanter Konflikt aufbaut.|5>

Wer hätte darauf hin was tun können

oder sollen? Die Unabhängigkeits
bestrebungen in Tschetschenien
werden als inneres Problem Rußlands

betrachtet. Rußland als Mitglied im
Sicherheitsrat hätte durch ein Veto

Maßnahmen der Vereinten Nationen

verhindern können. Was nützt die

Frühwarnung, wenn es die Öffentlich
keit nicht interessiert, die Politik
andere Interessen verfolgt, die infor
mierten Friedensforscherinnen keinen

politischen Einfluß haben... und eine
internationale, handlungsfähige
Friedensorganisation, die gewaltfrei
vor Ort eingreifen kann, nicht exi
stiert?

Das gleiche gilt in Bezug auf den
Golfkrieg: Die Golfregion war über
Jahre hinweg die Region, in die die
meisten Waffen geliefert wurden.
Etwa 200 Publikationen der Friedens

und Konfliktforschung haben auf die
gefährliche und instabile Lage hinge

[6]
wiesen.
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Die Unterstützung des Irak als Ge
gengewicht zum ungeliebten Iran war
für die Politik der westlichen Groß

mächte wichtiger.

Ein weiteres, noch aktuelles Beispiel:
Die bosnische Regierung wies in der
zweiten Jahreshälfte 1991 mehrfach

darauf hin, daß eine Anerkennung
Sloweniens und Kroatiens unweiger
lich zu einem Bürgerkrieg in Bosnien-
Herzegowina führen würde.'7'

Die Bundesrepublik Deutschland hat
als erste diese Staaten anerkannt und

in der Europäischen Gemeinschaft für
die Anerkennung Bosniens Druck
gemacht. Die bosnischen Serben
haben vor der Abstimmung über die
Unabhängigkeit Bosnien-Herzegowi
nas ganz deutlich gewarnt, daß es
Krieg geben werde, wenn Bosnien
gegen ihren Willen unabhängig wird
(das könnte man auch als Drohung
bezeichnen).(8)

Die Warnung war ausgeprochen -
was ist geschehen?

Kommentar

Der Aufbau von Datenbanken und

Informationsstellen über Konflikte

reicht zur Verhinderung von Kriegen
nicht aus. Kriegsverhütung durch
Frühwarnung setzt voraus, daß eine
interessierte Öffentlichkeit bzw. eine
Friedenslobby vorhanden sei, die die
Politik beeinflussen kann, so daß im
Falle einer Warnung tatsächlich die
vorhandenen Instrumente genutzt
werden.

Anmerkungen
51 Norbert Ropers, s.o. in Wissenschaft und
Frieden 4/95

61 Karl-Heinz Koppe in ami 12/95



7! Norbert Ropers, s.o. Der Spiegel, Nr. 29/
1991, schrieb: „Ganz Südosteuropa ist ein
Pulverfaß, das ein einziger Funke, eine völ
kerrechtlich anerkannte territoriale Neugliede
rung, zur Explosion bringen könnte" (S. 125)
81 Z.B. in: Probleme des Friedens 4/1994: Bos
nien-Herzegowina. Die Chancen für eine ge
rechte Lösung. Hg. Pax Christi, Idstein 1994.

IV-4

Gewaltfreiheit

Gewaltfreiheit im Sinne einer weltan

schaulichen Orientierung ist mehr als
der Verzicht auf Gewaltanwendung.
Während der passive Verzicht auf
Gewalt allgemein anerkannt und
weitgehend praktiziert wird (im Sinne
von gesellschaftspolitischer Passivität),
zielt aktive Gewaltfreiheit auf eine

gerechte Gesellschaft ohne Herrschaft
und Unterdrückung. Verletzende und
tötende Gewalt zur Lösung von
Konflikten wird deshalb abgelehnt,
weil sich Ziel und Mittel entsprechen
müssen. Gewaltfreiheit ist also mehr

als eine Verhandlungstaktik oder ein
Mechanismus zur Konflikt

bearbeitung.19'

Aktive Gewaltfreiheit setzt nicht not

wendig bei kriegerischen Konflikten
an, aber viele gewaltfreie Gruppen
beschäftigen sich damit. Die gewalt
freien Aktionen richten sich entweder

an die „Graswurzelebene" (die
Bürgerinnen), an die mittlere Ebene
(lokale Führer, Verwaltung), oder an
die politische Führung. Sie zielen
entweder darauf,

a) die Konfliktparteien zu trennen
(dissoziativ),

oder,

b) die gemeinsame Konfliktbear
beitung zu unterstützen (assoziativ).
(Vgl. die Beispiele in Kap.II)

Zua):
• Gruppen von Freiwilligen begeben

sich zwischen die Fronten, um ei
nen Waffenstillstand herbeizuführen.

o Bedrohte Personen werden beglei
tet, um sie vor Verhaftung oder
Anschlägen zu schützen.

• Anwesenheit in einem Kriegs
gebiet, um konkrete Situationen,
z. B. eine Demonstration, zu beob
achten; Information der internatio
nalen Öffentlichkeit.

• Gewaltfreie Aktionen, symbolisch
oder durch körperlichen Wider
stand, um einen Konflikt zu eska
lieren und politische Beachtung zu
erreichen.

O Embargo gegen eine kriegführen
de Partei - nicht gegen die Bevöl
kerung.

Zub):
o Aufklärung und Beeinflussung der

öffentlichen Meinung in einem
Krisengebiet, z.B. zur Entkräftung
von Gerüchten.

• Förderung der Antikriegskräfte,
materiell und ideell.

Erarbeitung und Aufzeigen von
Zukunftsperspektiven für Opfer
und Täter.

O Vermittlung zwischen Konflikt
parteien auf dem Grundsatz der
Nichtparteilichkeit.
O Allen Parteien den Zugang zu

vorhandenen zivilen und interna

tionalen Einrichtungen (z. B. ein
Schiedsgericht, Beauftragter für
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Minderheiten) ermöglichen.
• Versöhnung, Aufklärung und

Aufarbeitung der Kriegsgescheh
nisse (z.B. die Wahrheitskommis
sionen in Südafrika).

O Betreuung von Flüchtlingen und
Opfern der Gewalt.

O Humanitäre Hilfe, Beitrag zum
Wiederaufbau.'10'

Kommentar

Die Idee, einen Krieg durch gewalt
freies Eingreifen zu stoppen, wurde
immer wieder neu erfunden und schei

terte immer an denselben Hindernis

sen: Die gewaltfreie „Friedensarmee"
kommt gar nicht dahin, wo sie will,
weil sie nicht gegen den Willen einer
Polizei- oder Militärmacht „einmar
schieren" kann. In den inneren religiö
sen und ethnischen Auseinanderset

zungen in Indien war die Friedens
armee als Teil der Bevölkerung schon
in den Städten und Dörfern anwe

send. Im Krieg oder Bürgerkrieg ist der
Zugang zum Kampfgebiet gegen den
Willen der Kriegspartei, die das Terri
torium kontrolliert, nicht möglich.
Oder es gibt diese Fronten erst gar
nicht, in einem Krieg, der von Gueril
la-Überfällen, Terror, Heckenschützen
oder Todesschwadronen gekennzeich
net ist.

Der gewaltfreie Unabhängigkeits
kampf Gandhis hat die öffentliche
Meinung in Großbritannien und die
Kosten-Nutzen-Kalküle der herrschen

den Führungselite der Kolonialmacht
beeinflußt- so wurde Indien in die

Unabhängigkeit „entlassen".

Auf den moralischen Appell an die
„Werkzeuge" des Agressors und auf
die Beeinflußbarkeit des politischen

Willens einer rational handelnden
politischen Führung bautauch die
Konzeption der sozialen Verteidigung.
Nicht ein Territorium kann verteidigt
werden, sondern eine Gesellschaft,
eine Lebensform. Sie setzt voraus, daß
der einzelne Soldat, oder wer immer
die Besatzungsmacht vertritt, keine
persönlichen Haß- und Rachegefühle
gegen einen gewaltfreien Verteidiger
hegt, sondern bestenfalls und zu
nächst der Propaganda seiner Regie
rung glaubt.

In einem solchen Umfeld kann der

„moralische Apell" der gewaltfreien
Aktion zum Tragen kommen, der dem
Unterdrücker bzw. seinem Personal die

Unrechtmäßigkeit ihres Verhaltens vor
Augen führt. Soziale Verteidigung setzt
also auch darauf, daß eine überschau
bare Konfrontation stattfindet, in der
der Dialog und damit Lernen und
Verhaltensänderungen möglich sind.

In den aktuellen Bürgerkriegen ist das
bedauerlicherweise alles anders.

Entweder es gibt die offene Konfronta
tion nicht - s. o. - oder die Parteien

sind emotional aufgeheizt, aufgehetzt,
von Vorurteilen, Wut, Rache und Feind
bildern geleitet. Eine Gruppe von
gewaltfreien Menschen zwischen den
Fronten eines heißen Krieges ist auto
matisch als Agent des Gegners zu be
trachten und damit ist die Rechtferti

gung gegeben, sie aufzuhalten und
notfalls auszuschalten. Gewaltfreie

Methoden können der Selbstverteidi

gung einer Gesellschaft oder der
sozialen Veränderung dienen. Sie
können bewaffnete Kriegsparteien
nicht physisch aufhalten. Gewaltfreie
Aktionen können also nur auf den

politischen Willen von Kriegsparteien



wirken, um die politischen und ökono
mischen Kosten einer militärischen

Politik zu erhöhen.

Konsequenterweise haben sich gewalt
freie Aktionsgruppen auf die Konflikt
bearbeitung vor bzw. nach einem
Krieg konzentriert (Vgl. Kap. 11-3).
Gewaltfreie Aktionsgruppen brauchen
eine internationale „Friedenslobby"
und die Solidarität einer interessierten
Öffentlichkeit.

Anmerkungen
91 Diese Vorbemerkung scheint mir notwendig,
weil die Idee der Gewaltfreiheif keineswegs
weit verbreitet ist, und diese Grundsätze aus
den praktischen Beispielen nicht zwingend
deutlich werden. Darüberhinaus ist anzumer

ken, daß unterschiedliche gewaltfreie Gruppen
ihre Grundsätze unterschiedlich formulieren

und darstellen.

'0| Diese Darstellung lehnt sich an an: Jörg
Rohwedder: Gewaltfreiheit in Kriegs- und
Krisengebieten. Erschienen in dem Buch:
Gewaltfreies Handeln gegen den Krieg.
Menschenrechts- und Versöhnungsarbeit in Sri
Lanka. Verlag Weber, Zucht und Co, Bezug
über: Kurve Wustrow, siehe Adressen. Weitere
Quellen zum Thema: Hagen Berndt: Gewalt
freier Widerstand, aktive Gewaltfreiheit in
politischen Konflikten. Flugblatt, Wustrow o.J.,
s.o.

Karl-Heinz Bittl-Drempetic: Gewaltfrei Handeln,
München 1993.

Johan Galtung: Anders verteidigen, Reinbek
1992.

IV-5 Konflikt

regulierung

Mit der Verhinderung der kriegeri
schen Austragung bzw. mit der
Beendigung eines Krieges durch
einen Waffenstillstand ist der eigentli
che Konflikt noch unerledigt. Wäh

rend für die Streitbeilegung zwischen
Staaten (Vgl. 1-1) Institutionen vorhan
den sind, braucht es Konzepte für
Zivilisierung und Konfliktregulierung
in innerstaatlichen bzw. gesellschaftli
chen Konflikten. Diese Konzepte sind
auch mehr als die gewaltfreien
Methoden der Konfliktbearbeitung.
Konfliktregulierung zielt auf dauerhaf
te, demokratisch legitimierte gesell
schaftliche Institutionen und Struktu

ren zur Einhegung und zivilen Austra
gung von Konflikten.

Das Streben nach Eigenstaatlichkeit
oder Autonomie einer nationalen bzw.

ethnischen Minderheit einerseits,
gegenüber den Machtinteressen einer
Zentralregierung andererseits, ist die
wichtigste Konfliktformation der
Gegenwart (ethno-politische oder
ethno-nationale Konflikte). Neben
den bestehenden 190 Staaten gibt es
170 ethnische Gruppen ohne einen
eigenen Staat.'"'

Es gibt keine Regelungen im Völker
recht, wie und unter welchen Umstän
den eine Volksgruppe zu einem ei
genen Staat kommt. Die UN-Charta
erwähnt immer wieder die Durchset

zung der Menschenrechte als Bezugs
punkt. Die Einhaltung der Menschen
rechte und der Aufbau demokrati

scher Strukturen, zur Artikulation und
Durchsetzung von Interessen einer
ethnischen/nationalen Minderheit

sind Grundvoraussetzungen für eine
friedliche Konfliktbewältigung. In der
Konfliktforschung werden „Macht
teilungskonzepte" diskutiert, die den
Minderheiten mehr Rechte einräu

men, die eigene Sprache und Identi
tät garantieren und den Zentralstaat
als solchen nicht antasten."2'
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Ein Autonomiestatus für die Regionen,
in denen die Minderheit die Mehrheit

stellt und föderale und dezentrale

politische Strukturen mit weitgehender
Selbstverwaltung können die Interes
sen einer ethnischen Minderheit

respektieren (Vgl. Baskenland, Südti
rol und andere Regionen in Europa).

Leider reicht es nicht, politische und
demokratische Strukturen vorzuschla

gen, wenn das Verhältnis zwischen
Bevölkerungsgruppen auch durch
ungleiche Verteilung von Macht,
Einfluß und Wohlstand gekennzeich
net ist und durch jahrzehntelange teils
gewalttäige Auseinandersetzungen
belastet ist. <13>

Zur Entwicklung demokratischer
Strukturen muß also die Erarbeitung
sozialer Gerechtigkeit und eine
Veränderung der gesamten Verhal
tens- und Umgangsweisen zwischen
den Bevölkerungsgruppen kommen.
Es ist wohl unmittelbar einleuchtend,
daß eine solche massive Einmischung
in fremde Gesellschaften nur auf der

Ebene der Partnerschaft zwischen

NRO's erfolgen kann, als Angebot, zu
helfen und zu vermitteln (Vgl. 11-3).

Kommentar

Die oben erwähnten Beispiele
Tschetschenien und Bosnien-Herzego
wina zeigen den willkürlichen Um
gang der Regierungen mit den Bestre
bungen nach Eigenstaatlichkeit.
Während Tschetschenien als Teil

Rußlands betrachtet wird, wird im
anderen Fall die schnelle Anerken

nung eines neuen Staates betrieben;
im Fall des kurdischen Volkes wird eine

ebenfalls militante Autonomie
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bewegung mit Terrorismus gleichge
setzt. Die Bundesregierung wird ihre
guten machtpolitischen Gründe
haben, sich einmal so und das andere
mal so zu verhalten; vom Standpunkt
der Gewaltfreiheit her gibt es keinen
Grund, den militanten bewaffneten
Weg zum eigenen Nationalstaat zu
unterstützen.

Anmerkungen
91 Vgl. die Agenda für den Frieden, Pkt 17,
Texte der Stiftung Entwicklung und Frieden,
Bonn 1992.

101 Christiane Rix und Norbert Ropers in:
Machtteilungskonzepte - Mittel zur friedlichen
Konfliktbearbeitung, in: Wissenschaft und
Frieden 1/97.

") Vgl. u.a. Norbert Ropers: Präventive
Diplomatie, in: Wissenschaft und Frieden, 4/
95. Allgemeiner: Christian R Scherrer:
Selbstbestimmung statt Fremdherrschaft. In:
Friedliche Konfliktbearbeitung in der Staaten-
und Gesellschaftswelt. Texteder Stiftung
Entwicklung und Frieden, Bonn 1995.

IV-6 Vermittlung

Das englische Wort „mediation"
bedeutet wörtlich „Vermittlung".
Vermittlung in Streitfällen ist ein klas
sisches Instrument, um in politische
Konflikte einzugreifen. Im Zusammen
hang mit ziviler Konfliktbearbei-tung
begegnet uns „Vermittlung" im
klassischen, im weiten Sinne, aber
auch im Sinne von „Mediation",
einem strukturierten und moderierten

Gespräch zwischen Konfliktparteien.

Das Instrument der Vermittlung kann
sowohl präventiv als auch während
einer Krise oder eines Krieges einge
setzt werden. Vermittler kann eine

Regierung eines Staates sein, eine



prominente Persönlichkeit oder ein
Kirchenmann. Nirgendwo ist definiert,
was Vermittlung im internationalen
Bereich bedeutet. Der Präsident von
Peru vermittelt im Krieg um die
Falkland-Inseln zwischen Großbritan

nien und Argentinien, die algerische
Regierung vermittelt in der Geisel-
Affäre zwischen Iran und den USA,
die USA vermitteln in Camp David
einen Friedensvertrag zwischen Ägyp
ten und Israel, die russische Regierung
vermittelt in Gebietskonflikten in Geor

gien. Diese wenigen Beispiele sollen
andeuten, welches breite Spektrum
unter „Vermittlung" fällt. Klar ist nur so
viel: Es gibt zwei Konfliktparteien, die
selber nicht mehr weiter kommen, und
es gibt einen dritten von außen, der
eben vermittelt. Diese Vermittlung kann
sich auf die Unterstützung der Kommu
nikation zwischen den Streithähnen

beziehen, sie kann sich auf Verfahrens
fragen beziehen, sie kann neutral sein,
oder sie kann mit „Zuckerbrot und
Peitsche" Einfluß nehmen zugunsten
einer Regelung.

Die USA waren der aktivste National

staat auf diesem Feld und die Bei

spiele ihrer „Vermittlungstätigkeit"
zeigen einen fließenden Übergang
vom Angebot „guter Dienste" bis zur
Androhung oder Durchsetzung
wirtschaftlicher Sanktionen (Welt
polizei ohne Polizeiaufgabengesetz).
Die „Vermittlung" der USA z. B. im
Nahostkonflikt bedeutet die Verfol

gung von Machtinteressen mit nicht
kriegerischen Mitteln, sie ist aber von
der militärischen Einflußnahme nicht
zu trennen.

Die Forschung über Vermittlung bzw.
Mediation (die Begriffe werden oft
austauschbar verwendet) steht noch

am Anfang, so daß auch gar nicht
klar ist, wann überhaupt Mediation
stattgefunden hat und ob vergleich
bare Fälle untersucht werden. Dem
entsprechend ist es auch schwer zu
beurteilen, unter welchen Bedingun
gen eine Vermittlung erfolgreich war,
bzw. wie Vermittlung in Zukunft er
folgreich sein kann.

IV-6-1 Vermittlung

durch Staaten

Ein einsames Beispiel für gelungene
Vermittlung durch einen Staat ist das
„Gaza-Jericho-Abkommen". Nach
einer Reihe von blutigen Kriegen und
jahrelangen erfolglosen Verhandlun
gen kam 1993 in Norwegen ein Ab
kommen zwischen Israel und der

palästinensischen Befreiungsorgani
sation (PLO) zustande. Letztere erkann
te das Existenzrecht Israels an, Israel
erkannte die PLO als legitime Vertre
terin des palästinensischen Volkes an.
Das Übereinkommen wurde in einer
langen Reihe von vertraulichen und
geheimen Verhand-Iungsrunden in
norwegischen Landhäusern erreicht.
Norwegische Wis-senschaftler und
Nahostexperten mit persönlichen
Kontakten zu beiden Konfliktparteien
hatten in Zusammenarbeit mit dem

norwegischen Außenministerium die
Voraussetzungen für die Gespräche
organisiert. Sie standen während der
Verhandlungen für persönliche
Gespräche zur Verfügung, nahmen
aber selber nicht an den Verhandlun
gen Teil. In den Gesprächen unter
Ausschluß der Öffentlichkeit konnten
die Verhand-Iungsdelegationen
Mißtrauen abbauen und die Positio
nen der Gegenseite kennenlernen.(14'
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Vermittlung

Konflikte

Vermittlung in Konflikten
In 58% aller Fälle wurde von
außen vermittelt.

In 29% aller Fälle wurde durch
die UNO vermittelt.

Von allen untersuchten Konflikten
(663 Konflikte im Zeitraum von
1945 bis 1995) wurden 276 ohne
militärische Gewaltanwendung
ausgetragen.

Mit Gewalt

Vermittlung in kriegerischen Konflikten

...durch eine
dritte Partei

r

in 90%
aller Fälle

.durch die UNO ...durch die USA

r

in 43%
aller Fälle

in 15%
aller Fälle

Vermittlung ist die am häufigsten angewandte Form des zivilen Eingreifens in kriegsträchtige
Konflikte. Die USA treten am häufigsten als Vermittler auf und sind gleichzeitig der weltweit
größte Exporteur von Waffen."b)
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Das Abkommen war die notwendige
Voraussetzung für weitere offizielle
Verhandlungen über die zukünftige
Autonomie der Palästinenser.

In diesem Beispiel hat ein Staat die
Initiative ergriffen und seine „guten
Dienste" aus einer neutralen Position

heraus angeboten, ohne selber mit
Vorschlägen oder gar mit Drohungen
einzugreifen (Genauer betrachtet
waren es zuerst ein paar Wissenschaft
ler mit persönlichen Kontakten!).'16'

IV-6-2 Mediation

Mediation ist ein Verfahren der

Konfliktlösung im Gespräch, in dem
ein „Mediator", das ist ein unpartei
ischer Vermittler, anwesend ist. In
einem Mediationsgespräch, das nach
einer vorgegebenen Struktur abläuft
und vom Mediator geleitet wird,
sollen die Konfliktparteien ihre Sicht
weisen darstellen und eine gemeinsa
me Lösung erarbeiten.

Das Verfahren der Mediation ist in

formell, d. h. es gibt keine gesetzli
chen Regeln oder Strafandrohungen.
Die Teilnahme ist strikt freiwillig. Der
Ablauf wird vom Mediator vorgege
ben bzw. Verfahrensfragen können
auch zwischen den Beteiligten noch
mals erörtert werden. Ein Verhand

lungsergebnis ist erst dann bindend,
wenn alle Beteiligten zugestimmt
haben.

Der Mediator hilft mit, die streitenden
Parteien an einen Tisch zu bringen, er
sorgt für die räumlichen Vorausset
zungen für das Gespräch und achtet
auf die Einhaltung der vereinbarten
Regeln. Der Mediator hat nicht die

Aufgabe, selber ein Urteil oder einen
Schiedsspruch zu fällen. Vielmehr
sollen im Gespräch die Beteiligten zur
Überzeugung kommen, daß eine
gemeinsame Lösung für alle von
Vorteil ist. Dahinter steht die Annah

me: Alle gewinnen durch eine Über
einkunft.

Im Mediationsgespräch hat jede Seite
Gelegenheit, ihre Sichtweise des
Konflikts darzustellen. Grundregeln
für das Gespräch sind: Ausreden las
sen! Keine Beleidigungen oder Hand
greiflichkeiten! Der Mediator kann
eingreifen, wenn es erforderlich ist.

Die Kontrahentinnen sollen im Ge

spräch die Interessen und Wünsche,
aber auch die Probleme und Gefühle

der Gegenseite erfahren können. Aus
dem Konflikt soll im Gespräch ein
gemeinsames Problem werden, für
das dann Lösungsvorschläge gesam
melt werden.

Schließlich soll eine Übereinkunft er
arbeitet werden, die überprüfbar sein
muß und schriftlich fixiert wird. In

einer Umsetzungsphase halten der
Mediator und die Konfliktparteien
weiter Kontakt, gegebenenfalls sind
weitere Verhandlungen notwendig.
Unterschiedliche Denkrichtungen von
Mediation unterscheiden sich in der

Aufgabenbeschreibung des Mediators
- soll er nur moderieren, oder soll er
auch Lösungsvorschläge einbringen.'17'

Wie kommt es zur Mediation? Ein

berufsmäßiger Mediator kann von
einer Konfliktpartei angesprochen
werden, das dürfte die Regel sein im
privaten Bereich. Im politischen
Bereich kann ein Mediator aber auch
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von sich aus aktiv werden und auf die

Kontrahenten zugehen. Selbstver
ständlich kann auch ein Team von

Frauen und Männern als Mediator

aktiv werden- nur der Einfachheit

halber wurde hier bisher nur vom

„Mediator" gesprochen. Auch eine
politische Persönlichkeit, ein Staats
mann oder einfach ein bekannter und
geachteter Mensch kann als Mediator
auftreten.

„Voraussetzung für eine erfolgver
sprechende Mediation ist die Bereit
schaft aller Beteiligten, aktiv an dem
Gespräch teilzunehmen und nach
einer einvernehmlichen Problemlö

sung zu suchen"."7'

Das bedeutet selbstverständlich den

Verzicht auf Gewalt und den Verzicht

auf eine Überlegenheits- oder Macht
position.

„Mediation ist sowohl in persönlichen
Streitfällen als auch in Gruppen
konflikten und in politischen Konflik
ten anwendbar" ,l9) meint ein bekann

ter Trainer in Mediation. Weit verbrei

tet ist Mediation inzwischen in den

USA in Ehe- und Scheidungs
konflikten, auch bei Miet- und Ar
beitsplatzkonflikten wird sie angewen
det. Es gibt Modellversuche,
Mediation im Täter-Opfer-Ausgleich
einzusetzen. Mediation wurde auch

benutzt bei Konflikten zwischen

Bürgerinitiativen und Verwaltung
wegen Staßenbauvorhaben, Müll
entsorgung und Industrieprojekten.
„In größeren sozialen Konflikten und
im internationalen Bereich gab es
schon einige erfolgreiche Beispiele für
politische Mediation (sudanesischer
Bürgerkrieg 1972, Camp-David-
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Abkommen 1978, Miskito-Konflikt in
Nicaragua 1988/89)." <20'

Kommentar

Mediation wird immer wieder aufge
führt als Methode der gewaltfreien
zivilen Konfliktbearbeitung. Bei genau
er Betrachtung erscheint es fraglich,
ob Mediation bei relevanten kriegs
trächtigen Konflikten anwendbar ist.
Gibt es deutlich abgrenzbare Konflikt-
parteien? Haben diese anerkannte
undakzeptierte Vertreterl-nnen? Sind
diese in der Lage, getroffene Verein
barungen auch durchzusetzen? Gibt
es den Willen zurBeteiligung am
Mediationsverfahren, bzw. wie ist
dieser herzustellen?

Mediation setzt die Bereitschaft der
Konfliktparteien voraus, auf Gewalt
und Machtpositionen zu verzichten.
Mediation in persönlichen oder
innergesellschaftlichen Konflikten
findet in der Regel in einem rechts
staatlichen Rahmen statt, d.h. die
Beteiligung an der Mediation ist die
vernünftigere Alternative zu einem
unkalkulierbar teuren Gerichtsverfah
ren oder gar zu einem Rückgriff auf
Gewalt. Genau dieser Rahmen ist ja
in Kriegs- und Bürgerkriegssituationen
nicht gegeben, solange jeder Kriegs
partei der Rückgriff auf militärische
Gewalt offensteht.

Wie bringt man also den stärkeren
dazu, sich an der Mediation zu
beteiligen? Durch „Zuckerbrot und
Peitsche", notfalls durch Drohung mit
militärischer Gewalt, würden die einen
sagen - durch gewaltfreien Wider
stand und durch gewaltfreie Aktion,
die anderen. Vertreterinnen bzw.

Führerinnen von Konfliktparteien



vertreten „höhere Werte" (Nation,
Religion, Freiheit und dergleichen),
nicht ihre persönlichen Interessen, und
verhalten sich daher anders als
Menschen, die ihre eigenen Probleme
klären wollen. Darüberhinaus ist es
fraglich und bisher wenig erforscht,
ob die „westliche" (angelsächsische)
Denkweise, die hinter dem Konzept
der Mediation steht, auf Konflikte in
anderen Kulturkreisen bzw. auf Konflik
te zwischen unterschiedlichen Kulturen
übertragbar ist. Diese Denkweise geht
ja davon aus, daß es möglich ist,
einen Konflikt zu definieren und auf
ein Sachproblem e/nzugrenzen.'21'
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